
Nachschlagewerk: ja
BGHZ____________: nein

UWG § 7 Abs. 1, 2 und 3 Nr. 2

Geburtstagswerbung II

a) Auch außerhalb des 25-Jahres-Rhythmus des § 7 Abs. 3
Nr. 2 UWG darf ein Handelsunternehmen in der Werbung auf 
ein Firmenjubiläum hinweisen.

b) Daraus, daß zusammen mit dem Hinweis auf das Firmenjubi­
läum einzelne Waren aus dem Angebot unter Abgabe des 
Verkaufspreises werblich angepriesen sind, läßt sich 
nicht ohne weiteres auf den Eindruck des Publikums 
schließen, das Unternehmen habe aus Anlaß des Firmenju- 
biläums vorübergehend seine Preise insgesamt oder für 
besondere Angebote gesenkt.

c) Da für die Frage, ob eine unzulässige Sonderveranstal­
tung angekündigt wird, sämtliche Umstände des Einzel­
falls zu berücksichtigen sind, muß sich ein auszuspre­
chendes Verbot streng an der konkreten Verletzungsform 
orientieren.

BGH, Urt. v. 14. November 1996 - I ZR 164/94 - Kammergericht
LG Berlin
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in dem Rechtsstreit

P S  Warenhandelsgesellschaft mbH & Co. oHG, Zweigniederlas­
sung BflHI, vertreten durch die persönlich haftenden Ge­
sellschafter Erivan Karl Hflü und die T M B H H B  Verwal- 
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Der I. Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat auf 
die mündliche Verhandlung vom 14. November 1996 durch 
den Vorsitzenden Richter Prof. Dr. Erdmann und die Richter 
Prof. Dr. Mees, Dr. v. Ungern-Sternberg, Dr. Bornkamm und 
Pokrant

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des 
5. Zivilsenats des Kammergerichts vom 14. Juni 1994 
aufgehoben.

Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil der 
Zivilkammer 15 des Landgerichts Berlin vom 16. April 
1993 abgeändert.

Die Klage wird abgewiesen.

Der Kläger trägt die Kosten des Rechtsstreits.

Von Rechts wegen

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
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atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de
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Tatbestand:

Die Beklagte betreibt Lebensmittelfilialgeschäfte, u.a. 
in Berlin. Am 21. Oktober 1992 warb sie im "TagesSpiegel" 
mit einer großformatigen Anzeige, in der sie auf ihr zwan­
zigjähriges Bestehen hinwies. Die Anzeige ist nachfolgend 
verkleinert wiedergegeben:
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Der Kläger, ein Verband von Gewerbetreibenden, hat diese 
Werbung wegen des Hinweises auf das zwanzigjährige Bestehen 
als Ankündigung einer unzulässigen Sonderveranstaltung bean­
standet. Er hat die Beklagte auf Unterlassung in Anspruch 
genommen und beantragt,

die Beklagte zu verurteilen, es zu unterlassen, im 
geschäftlichen Verkehr mit der Ankündigung einer Ju­
biläumsveranstaltung aus Anlaß des Bestehens über 
einen gewissen Zeitraum zu werben, wobei die Zahl 
der Jahre des Bestehens nicht durch 25 teilbar ist, 
insbesondere zu werben:

"20 Jahre PflP . . .
Danke schön für 20 Jahre Treue!
P B  feiert seinen 20. Geburtstag ...
Große Marken, kleine Preise!"

Die Beklagte ist dem entgegengetreten. Sie hat die Pro­
zeßführungsbefugnis des Klägers in Abrede gestellt. In der 
Sache hat sie vorgetragen, das Publikum habe sich an das 
Bild ihrer wöchentlich in gleichbleibender Art erscheinenden 
Anzeigen gewöhnt, von denen sich das beanstandete Inserat 
nur durch den Hinweis auf das Firmenjubiläum unterscheide, 
und verbinde damit nicht den Gedanken einer besonderen Ver­
kauf sveranstaltung .

Das Landgericht hat die Beklagte antragsgemäß verur­
teilt. Die Berufung der Beklagten ist erfolglos geblieben.
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Mit der Revision verfolgt die Beklagte ihren Klageabwei­
sungsantrag weiter. Der Kläger beantragt, die Revision zu­
rückzuweisen .

Entscheidungsgründe:

I. Der Kläger ist prozeßführungsbefugt (§ 13 Abs. 2 
Nr. 2 UWG).

1. Mit Recht ist das Berufungsgericht davon ausgegangen, 
daß der Kläger aufgrund seiner personellen und materiellen 
Ausstattung in der Lage ist, seinen Satzungszweck zu verfol­
gen. Das Vorbringen der Beklagten entkräftet die dahingehen­
de - auf eine langjährige Tätigkeit des Klägers beruhende - 
tatsächliche Vermutung nicht. Insbesondere geben die vom 
Kläger aufgewendeten Anwaltskosten, die die gezahlten Ge­
richtskosten um etwa das Dreifache übersteigen, keinen Anlaß 
zu der Annahme, die wirtschaftliche Existenz des Klägers 
hänge davon ab, daß seine ständigen Berliner Prozeßbevoll­
mächtigten im Unterliegensfalle auf Gebühren verzichteten. 
Selbst wenn sich aus dem Verhältnis der Anwalts- zu den Ge­
richtskosten ergeben sollte, daß der Kläger nicht in allen 
Fällen, in denen er unterlegen ist, Gebühren an seine Pro­
zeßbevollmächtigten gezahlt hätte, kann doch nicht davon 
ausgegangen werden, daß er in seiner wirtschaftlichen Exi­
stenz auf einen (unzulässigen) Gebührenverzicht angewiesen 
wäre. Denn allenfalls ließe sich aus einem solchen Sachver­
halt schließen, daß der Kläger ohne einen derartigen Ver­
zicht nicht in der Lage wäre, mit dem vorhandenen Prozeßko-
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stenfonds eine ebenso große Zahl gerichtlicher Verfahren zu 
finanzieren, wie er sie tatsächlich angestrengt hat. Bei 
- durch entsprechende Einnahmen gedeckten - Ausgaben für Ge­
richts- und Anwaltskosten in der Größenordnung von über 
650.000 DM im Jahr steht die Leistungsfähigkeit des Klägers 
in dieser Hinsicht aber nicht in Zweifel.

2. Das Berufungsurteil, das vor dem Inkrafttreten der 
Neufassung des § 13 Abs. 2 Nr. 2 UWG durch das Gesetz zur 
Änderung des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb vom 
25. Juli 1994 (BGBl. I S. 1738) ergangen ist, enthält noch 
keine Feststellungen dazu, ob dem Kläger eine erhebliche 
Zahl von Gewerbetreibenden angehört, die Waren oder gewerb­
liche Leistungen gleicher oder verwandter Art auf demselben 
Markt vertreiben, auf dem auch die Beklagte tätig ist. Aus 
der vom Kläger im Revisionsverfahren vorgelegten Mitglieder­
liste ergibt sich, daß zu den Mitgliedern des Klägers - un­
geachtet weiterer auf demselben Markt tätiger Hersteller­
und Handelsunternehmen - zwei namentlich genannte Lebensmit­
telfilialisten zählen, die allein in Berlin über mehr als 
240 Lebensmittelgeschäfte verfügen. Damit steht die Prozeß­
führungsbefugnis des Klägers auch in diesem Punkt außer 
Zweifel.

II. In der Sache hat das Berufungsgericht die Bejahung 
eines Wettbewerbsverstoßes nach § 7 Abs. 1 UWG darauf ge­
stützt, daß das Publikum bei Firmenjubiläen zur Annahme ei­
nes besonderen Jubiläumsverkaufs neige; Angebote, die im Zu­
sammenhang mit dem Hinweis auf ein Firmenjubiläum stünden, 
erweckten den Eindruck, als seien sie nur für die Zeit be­
stimmt, in der das Jubiläum gefeiert werde. Auch der Hinweis
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"Große Marken, kleine Preise" vermittele - jedenfalls in 
Verbindung mit weiteren Angaben - den Eindruck, daß kurzfri­
stig besonders günstige Preise gewährt würden. Schließlich 
meinten die Verbraucher, die günstigen Angebote seien als 
Dank für die in der Anzeige angesprochene Kundentreue ge­
dacht. Daß die Beklagte auch sonst mit einer ähnlichen Wer­
bung in Erscheinung trete, ändere hieran nichts; denn der 
flüchtige Verbraucher behalte Einzelheiten der früher veröf­
fentlichten Anzeigen nicht im Gedächtnis.

III. Die gegen diese Beurteilung gerichteten Angriffe 
der Revision haben Erfolg. Sie führen zur Aufhebung des an­
gefochtenen Urteils und zur Abweisung der Klage.

1. Gegen die Fassung des Antrags, die Landgericht und 
Berufungsgericht der Verurteilung der Beklagten zugrunde ge­
legt haben, bestehen durchgreifende Bedenken. Nach dem vom 
Berufungsgericht bestätigten Urteilsausspruch des Landge­
richts ist es der Beklagten schlechthin untersagt worden, in 
ihrer Werbung auf ein Firmenjubiläum hinzuweisen, wenn "die 
Zahl der Jahre des Bestehens nicht durch 25 teilbar ist".
Für die Frage, ob ein angekündigter Verkauf innerhalb oder 
außerhalb des regelmäßigen Geschäftsverkehr stattfinden 
soll, ist jedoch auf das Gesamtbild der Anzeige abzustellen. 
Denn trotz eines Hinweises auf ein Firmenjubiläum kann die 
Werbeanzeige insgesamt so gestaltet sein, daß der Eindruck 
einer Sonderveranstaltung nicht aufkommt (BGH, Urt. v. 
4.7.1980 - I ZR 120/78, GRUR 1980, 1000, 1001 = WRP 1980,
621 - 10-Jahres-Jubiläum II). Dies bedeutet, daß für die 
Verurteilung in einem solchen Fall streng auf die Merkmale 
des Einzelfalls abzustellen ist, die auch grundsätzlich in
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die Fassung des Verbots einfließen müssen. Im Streitfall er­
gibt sich lediglich aus dem Insbesondere-Zusatz eine gewisse 
Konkretisierung. Auch wenn man diesen Zusatz zur Eingrenzung 
des (Haupt-)Antrags heranzieht, gehen der Antrag und die 
ausgesprochene Verurteilung noch eindeutig zu weit, weil we­
sentliche Umstände des Einzelfalls fehlen.

Doch auch eine Beschränkung der Verurteilung auf die 
konkrete Verletzungsform, die im gestellten Antrag als ein 
Minus enthalten ist, kommt nicht in Betracht. Denn die An­
nahme des Berufungsgerichts, wonach in der in Rede stehenden 
Anzeige die unzulässige Ankündigung einer Sonderveranstal- 
tung zu erblicken ist, hält der revisionsrechtlichen Prüfung 
nicht stand.

2. Das Berufungsgericht ist allerdings - ungeachtet der 
von ihm nicht beanstandeten weiten Antragsfassung - zutref­
fend davon ausgegangen, daß es einem Unternehmen durch § 7 
Abs. 1 UWG grundsätzlich nicht verwehrt ist, außerhalb des 
25-Jahres-Rhythmus des § 7 Abs. 3 Nr. 2 UWG zu Werbezwecken 
auf ein Firmenjubiläum hinzuweisen. Ein solcher Hinweis kann 
gegebenenfalls auch mit einer Werbung für die angebotene Wa­
re verbunden werden. Allerdings - hierauf stellt das Beru­
fungsgericht mit Recht ab - ruft eine Werbung mit besonderen 
Angeboten im Zusammenhang mit dem Hinweis auf ein Firmenju- 
biläum beim Publikum häufig den Eindruck hervor, als handele 
es sich um eine außergewöhnliche, auf die Zeit des Begehens 
des Jubiläums beschränkte Veranstaltung mit einem aus dem 
Rahmen des Üblichen fallenden Angebot (vgl. BGH, Urt. v. 
6.7.1977 - I ZR 174/75, GRUR 1977, 794, 795 = WRP 1977, 706 
- Geburtstagswerbung I; GRUR 1980, 1000, 1001 - 10-Jahres-
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Jubiläum II). Gewinnt das Publikum aufgrund einer derartigen 
Ankündigung den Eindruck, das werbende Unternehmen unterbre­
che aus Anlaß des Firmenjubiläums den gewöhnlichen Verkauf 
und biete aus diesem Anlaß und abweichend von den üblichen 
Sonderangeboten vorübergehend besondere Kaufvorteile, ist 
sie als Ankündigung einer Sonderveranstaltung anzusehen, die 
nur unter den besonderen Voraussetzungen des § 7 Abs. 3 
Nr. 2 UWG zulässig ist (BGH, Urt. v. 8.12.1978 - I ZR 57/77, 
GRUR 1979, 474 f. = WRP 1979, 197 - 10-Jahres-Jubiläum I).

3. Die weitere Annahme des Berufungsgerichts, die im 
Streitfall beanstandete Werbung erfülle diese Anforderungen 
an eine unzulässige Jubiläumswerbung, beruht auf tatrichter­
lichen Feststellungen, die von der Revision mit Erfolg als 
verfahrensfehlerhaft gerügt werden. Das Berufungsgericht hat 
nicht hinreichend beachtet, daß auf das Erscheinungsbild der 
Werbung insgesamt abzustellen ist (BGH GRUR 1980, 1000, 1001 
- 10-Jahres-Jubiläum II). Berücksichtigt man diesen Gesamt­
eindruck und läßt auch die sonst übliche Werbung nicht außer 
acht, hat die Beklagte mit der beanstandeten Anzeige keinen 
außerhalb des regelmäßigen Geschäftsverkehrs stattfindenden 
Verkauf angekündigt. Es handelt sich vielmehr um eine Wer­
bung für Sonderangebote (§ 7 Abs. 2 UWG), die in zulässiger 
Weise mit einem Hinweis auf ein Jubiläum des werbenden Un­
ternehmens verbunden ist.

a) Der beanstandeten Werbung läßt sich nach allgemeinen 
Erfahrungsgrundsätzen nicht der Eindruck entnehmen, als wür­
den bei der Beklagten kurzfristig und abweichend von dem 
sonst Üblichen besonders günstige Preise geboten. Daß die in 
der Anzeige genannten Preise für die in Rede stehende Aktion
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herabgesetzt worden wären, wird weder gesagt noch graphisch 
angedeutet. Vielmehr stellt die Beklagte mit der Werbung er­
kennbar darauf ab, daß sie für die von ihr angebotenen Waren 
generell niedrige Preise berechne. Dies läßt sich schon den 
von der Beklagten regelmäßig verwendeten Werbeslogans "Große 
Marken, kleine Preise" und "Prima leben und sparen" entneh­
men; derjenige, der den kleiner gedruckten Fließtext liest, 
wird darauf hingewiesen, daß es sich bei der Beklagten um 
"Deutschlands Marken-Diskonter Nr. 1" handele, der auch in 
Zukunft den Vorteil biete, "die großen Marken zu kleinen 
Preisen täglich einkaufen zu können". Das Preisargument, auf 
das sich die Beklagte mit ihrer Werbung - wie auch vom Beru­
fungsgericht angeführt - beruft, zielt also mehr auf die 
allgemeine Preiswürdigkeit des Angebots als auf besondere 
Kaufvorteile ab, die im Zusammenhang mit dem Firmenjubiläum 
stehen.

b) Das - vom Kläger nicht bestrittene - Vorbringen der 
Beklagten, wonach sie auch sonst mit niedrigen Preisen in 
Anzeigen werbe, die dem beanstandeten Inserat in der Art 
entsprächen, hat das Berufungsgericht für unerheblich gehal­
ten. Dabei hat es nicht hinreichend berücksichtigt, daß das 
Vorliegen einer unzulässigen Sonderveranstaltung davon ab­
hängt, was sonst in der Branche (§ 7 Abs. 1 UWG) oder bei 
dem betreffenden Unternehmen (§ 7 Abs. 2 UWG) üblich ist. 
Denn eine (unzulässige) Sonderveranstaltung findet außerhalb 
des regelmäßigen Geschäftsverkehrs statt, muß sich also von 
den Verkaufsformen absetzen, die sonst in der fraglichen 
Branche üblich sind. Werden - wie im Streitfall - einzelne 
nach Güte oder Preis gekennzeichnete Waren angeboten, kommt 
darüber hinaus ein Verstoß gegen das Sonderveranstaltungs-
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verbot nur in Betracht, wenn sich die Angebote nicht in den 
regelmäßigen Geschäftsverkehr des werbenden Unternehmens 
einfügen; ein Verstoß setzt also voraus, daß sich die Ankün­
digung auch von den sonst üblichen Angeboten des werbenden 
Unternehmens abhebt (vgl. BGH, Urt. v. 23.6.1961 
- I ZR 124/60, GRUR 1962, 36, 39 = WRP 1961, 277 - Sonderan­
gebot) . Wie oben dargelegt, liegt zwar bei einem Hinweis auf 
ein Firmenjubiläum, das mit besonderen Angeboten verbunden 
ist, die Annahme nicht fern, daß sich der angekündigte Ver­
kauf außerhalb des regelmäßigen Geschäftsverkehrs bewegt. 
Eine entsprechende Feststellung bedarf jedoch im Einzelfall 
gerade dann einer Prüfung mit Blick auf die sonst in der 
Branche bzw. bei dem werbenden Unternehmen üblichen Ankündi­
gungen, wenn - wie vorliegend - keine besonderen Preisvor­
teile angekündigt werden.

Aus dem unstreitigen Parteivorbringen ergibt sich, daß 
sich die angegriffene Werbung hinsichtlich der Art der Ange­
bote völlig in die sonst üblichen Ankündigungen der Beklag­
ten einfügt (§ 7 Abs. 2 UWG). Der Auffassung des Berufungs­
gerichts, daß der Verbraucher eine frühere Werbung nicht 
"archiviere", kann in dieser Allgemeinheit auf der Grundlage 
der allgemeinen Lebenserfahrung nicht zugestimmt werden. So­
weit das Publikum eine solche Werbung eines Lebensmittelfi­
lialisten zur Kenntnis nimmt, kennt es auch das wöchentlich 
wiederkehrende Erscheinungsbild derartiger Zeitungsanzeigen. 
Dies reicht aber aus, um zu erkennen, daß es sich bei der 
beanstandeten Anzeige, was die Warenpräsentation angeht, um 
eine Werbung handelt, wie sie für die Beklagte typisch ist 
und die - abgesehen von dem Jubiläumshinweis - vom Üblichen 
nicht abweicht.
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c) Unter diesen Umständen könnte für eine unzulässige 
Sonderveranstaltung allein noch der vom Berufungsgericht 
ebenfalls angeführte Gesichtspunkt sprechen, daß zumindest 
ein Teil der Leser aufgrund der Anzeige den Eindruck gewin­
nen könnte, die angegebenen - niedrigen - Preise seien als 
"Dankeschön für 20 Jahre Treue" anzusehen (vgl. BGH GRUR 
1977, 794 - Geburtstagswerbung I). Um eine Werbung mit Ge­
burtstagsangeboten handelt es sich indessen im Streitfall 
nicht. Dagegen spricht bereits der Umstand, daß die beworbe­
nen Waren durchweg alltägliche Produkte sind, bei denen der 
Eindruck eines aus Anlaß des Jubiläums gewährten Geschenks 
eher fernliegt. Darüber hinaus läßt sich der Anzeige nicht 
entnehmen, daß es sich um speziell für das Jubiläum herabge­
setzte Preise handelt. Die Frage, ob die Präsentation eines 
Warenangebots auf einen außerhalb des regelmäßigen Ge­
schäftsverkehrs stattfindenden Verkauf hinweist, kann nicht 
losgelöst davon beurteilt werden, wie der betreffende Kauf­
mann üblicherweise wirbt. Wie bereits dargelegt, ist es im 
Falle der Beklagten - ähnlich wie bei anderen Lebensmittel­
discountern - üblich, eine Anzahl von Waren zusammen mit den 
Verkaufspreisen in der Anzeige darzustellen oder aufzufüh­
ren. Insofern unterscheidet sich das angegriffene Inserat 
nicht von den sonst Woche für Woche veröffentlichten Anzei­
gen der Beklagten.



IV. Nach alldem ist das angegriffene Urteil auf die Re­
vision der Beklagten aufzuheben; die Klage ist abzuweisen. 
Die Kostenentscheidung beruht auf § 91 Abs. 1 ZPO.

Erdmann Mees v. Ungern-Sternberg

Bornkamm Pokrant
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